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Vorbemerkungen 

1.1 Allgemeine Erläuterungen 

Der vorliegende Bericht enthält die Ergebnisse 
der Lohn- und Einkommensteuerstatistik 2010 
des Landes Sachsen-Anhalt. 

Die Lohn- und Einkommensteuerstatistik bildet 
die Eckgrößen des Einkommensteuergesetzes 
ab und gibt in den Grundzügen Aufschluss 
über dessen Struktur und Wirkungsweise. Sie 
dient als Datenbasis für Analysen und ist eine 
wichtige Informationsquelle für finanz-, steuer- 
und wirtschaftspolitische Entscheidungen. 
Aufgrund der Datenvielfalt bietet die Lohn- und 
Einkommensteuerstatistik verschiedene Analy-
semöglichkeiten so z.B. nach den Einkunftsar-
ten (Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit) 
oder nach der regionalen Gliederung. 
Die vorhandenen Daten ermöglichen es Ge-
setzentwürfe zum Einkommensteuergesetz 
mithilfe von Modellberechnungen zu analysie-
ren und deren Auswirkungen für den Fiskus 
und die Steuerpflichtigen abzuschätzen. Ne-
ben den rein steuerlichen Betrachtungen sind 
darüber hinaus auch Untersuchungen zur Ein-
kommensverteilung möglich. 

Besondere fiskalpolitische Bedeutung wird der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik im Rah-
men der Berechnung des Gemeindeanteils an 
der Einkommensteuer zuteil. So werden auf 
Basis der Ergebnisse dieser Statistik die erfor-
derlichen Schlüsselzahlen für die Verteilung 
des Gemeindeanteiles auf die Gemeinden er-
mittelt. Grundlegend wird damit die örtliche 
Steuerleistung der Gemeindeeinwohner bis zu 
einem bestimmten Einkommensbetrag zu 
Grunde gelegt. Zur Verteilung des Gemeinde-
anteils an der Einkommensteuer für die Jahre 
2015 bis 2017 lag dieser Höchstbetrag bei 
35 000 Euro bzw. in den Fällen des § 32a Ab-

satz 5 oder 6 Einkommensteuergesetz (EStG) 
bei 70 000 Euro. 

Eine weitere wichtige Rolle im Rahmen der 
Bund - Länder Finanzbeziehungen stellen die 
verwendeten Erhebungsunterlagen der Lohn- 
und Einkommensteuerstatistik im Rahmen der 
Lohnsteuerzerlegung dar. Hierbei wird die 
Feststellung des Zerlegungsanteils vorge-
nommen, sprich die Lohnsteuerbeträge die 
nicht vom Wohnsitzland der Steuerpflichtigen, 
vereinnahmt worden sind. 
In Grafik 1 sind die Forderungen und Verbind-
lichkeiten des Landes Sachsen-Anhalt resultie-
rend aus den Ergebnissen der Lohnsteuerzer-
legung für das Jahr 2010 dargestellt. 

Die Hauptnutzer der Lohn- und Einkommen-
steuerstatistik sind das Bundesministerium der 
Finanzen und die jeweiligen Länderressorts. 
Des Weiteren wird die Einkommensteuer 
nachhaltig von der Wissenschaft sowie von 
Wirtschaftsverbänden, Interessenvertretungen, 
Unternehmen, Kirchen und privaten Interes-
senten verwendet. Zudem fließen die Ergeb-
nisse in die Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen zur Vervollständigung und Revision 
ihrer Ergebnisse ein. 

1.2. Gesetzliche Grundlagen 

Die Lohn- und Einkommensteuerstatistik wur-
de auf Grund des Gesetzes über Steuerstatis-
tiken (StStatG) vom 11. Oktober 1995, veröf-
fentlicht als Art. 35 im Jahressteuergesetz 
1996 (BGBI. I S. 1250, 1409) zuletzt geändert 
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 25. Juli 
2014 (BGBl. I S. 1266), in Verbindung mit dem 
Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke 
(BStatG) vom 22. Januar 1987 (BGBI. I S. 462, 
565) zuletzt geändert durch Artikel 13 des 
Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749), 
durchgeführt. 
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Grafik 1: Ergebnisse der Lohnsteuerzerlegung des Jahres 2010                                                             
Einbehaltene Lohnsteuer nach Abzug des Kindergeldes                                                                       
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Maßgebend für die erhobenen steuerrechtli-
chen Tatbestände waren insbesondere nach-
folgend genannte Gesetze in ihrer jeweils gül-
tigen Fassung: 

- das Einkommensteuergesetz (EStG), neu 
gefasst durch die Bekanntmachung vom 
8. Oktober 2009 (BGBI. I S. 3366, 3862), 

- die Einkommensteuer-Durchführungsverord-
nung (EStDV), neu gefasst durch die Be-
kanntmachung vom 10. Mai 2000 (BGBI. I 
S.717), 

- die Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 
(LStDV), neu gefasst durch die Bekanntma-
chung vom 10. Oktober 1989 (BGBI. I 
S. 1848). 

1.3 Methodische Grundlagen 

Die Lohn- und Einkommensteuerstatistik wird 
derzeit noch bundeseinheitlich im dreijährigen 
Turnus durchgeführt. Aufgrund der Gesetzes-
änderung ist ab dem Veranlagungsjahr 2012 
jedoch eine jährliche Aufbereitung der Daten 
für die Lohn- und Einkommensteuerstatistik 
angeordnet.  
Wie alle Steuerstatistiken ist auch die Lohn- 
und Einkommensteuerstatistik eine Sekundär-
statistik. Die Angaben, welche für deren Erstel-
lung benötigt werden, basieren auf den Ver-
waltungsdaten der Finanzverwaltung. Es han-
delt sich um eine Vollerhebung aus den zur  
Einkommensteuer veranlagten Fällen und den 
Lohnsteuerbescheinigungen der Steuerpflichti-
gen, welche sich nicht zur Einkommensteuer 
veranlagen lassen. Aufgrund der langen Erklä-
rungsfristen für die Steuerpflichtigen war der 
Schlusstermin für die Übersendung der Daten-
träger und Belege einheitlich auf den 
30. September des dritten Folgejahres, d.h. 
2013, gelegt. Ergebnisse aus zu diesem Zeit-
punkt noch laufenden Einspruchsverfahren 
gingen somit nicht mehr in die Aufbereitung 

des Statistischen Landesamtes ein. Ebenso 
sind die wegen Fristverlängerungen noch nicht 
abgeschlossenen Veranlagungen nicht be-
rücksichtigt.

Der Nachweis der Anzahl der Steuerpflichtigen 
ist an steuerrechtliche Tatbestände gebunden. 
Bei der Einkommensteuer haben Ehepaare für 
den Fall der Zusammenveranlagung (§ 26b 
EStG) eine gemeinsame Steuererklärung ab-
gegeben und werden als ein Steuerpflichtiger 
gezählt. Im Fall der Nicht-Veranlagung ist eine 
Zusammenführung von Eheleuten nicht gege-
ben, so dass jeder Lohnbezieher als ein Steu-
erpflichtiger aufgeführt wird. Hingegen gilt ein 
Steuerpflichtiger, der gleichzeitig in mehreren 
Dienstverhältnissen beschäftigt war, d.h. für 
den mehrere Lohnsteuerbescheinigungen 
vorlagen, als eine steuerpflichtige Person. 

Die Besteuerung von Kapitalerträgen wurde 
zum 01.01.2009 durch die Einführung der Ab-
geltungsteuer neu geregelt. Demnach werden 
Kapitalerträge, welche über den Sparer-
pauschbetrag (801 Euro für einzeln veranlagte 
und 1 602 Euro für Ehegatten, die zusammen 
veranlagt werden) hinausgehen, pauschal mit 
25 % besteuert. Die Besteuerung erfolgt in 
Form einer Quellensteuer und wird direkt von 
dem jeweiligen Finanzinstitut, bei dem die 
Kapitalanlagen gehalten werden einbehalten 
und an das Finanzamt abgeführt. Gleichzeitig 
wird der Solidaritätszuschlag (5,5 % der Abgel-
tungsteuer) und im Falle einer eingetragenen 
Religionszugehörigkeit die Kirchensteuer 
(8 oder 9 % der Abgeltungsteuer abhängig 
vom jeweiligen Bundesland) abgeführt. Somit 
ist ab 2009 die Angabe von Kapitalerträgen in 
der Einkommensteuererklärung des Steuer-
pflichtigen nicht mehr notwendig. Es gibt aller-
dings Ausnahmen bei denen weiterhin eine 
Veranlagung vorgeschrieben ist. 
Die Grafik 2 zeigt den Rückgang der Einkünfte 
aus Kapitalvermögen im Vergleich zum Be-
richtsjahr 2007.
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Für die regionale Zuordnung der Lohn- und 
Einkommensteuerpflichtigen 2010 ist der Ge-
bietsstand Sachsen-Anhalts vom 31.12.2012 
zu Grunde gelegt. 
Die Einzeldaten der Einkommensteuerstatistik 
unterliegen sowohl dem Steuergeheimnis nach 
§ 30 Abgabenordnung als auch dem Statistik-
geheimnis nach § 16 Bundesstatistikgesetz. In 
Tabellen, bei denen das Steuer- oder Statistik-
geheimnis verletzt wäre, werden aus diesem 
Grund Ergebnisse geheim gehalten. 

1.4 Begriffserklärungen 

Nachfolgend wird, in Anlehnung an die Be-
griffsbestimmungen in den jeweiligen Rechts-
grundlagen, zum besseren Verständnis der 
Tabellen eine Auswahl der wichtigsten lohn- 
und einkommensteuerrechtlichen Begriffe er-
läutert.

Lohn- und Einkommensteuerpflichtige 

Einkommensteuerpflichtig sind alle natürli-
chen Personen, soweit sie Einkünfte aus einer 
der in § 2 Abs. 1 EStG benannten sieben Ein-
kunftsarten beziehen. 
Das Einkommensteuerrecht unterscheidet 
zwischen unbeschränkter und beschränkter 
Steuerpflicht. Natürliche Personen, welche im 
Inland einen Wohnsitz oder ihren gewöhnli-
chen Aufenthaltsort haben (§ 1 EStG), sind 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig. Des 
Weiteren sind deutsche Staatsangehörige, 
welche in einem Dienstverhältnis zu einer in-
ländischen juristischen Person des öffentlichen 
Rechts stehen (§1 Abs. 2 und 3 EStG), unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig. Dieser 
Personenkreis unterliegt mit seinen sämtli-
chen, d.h. allen in- und ausländischen Einkünf-
ten der Einkommensteuerpflicht. Dagegen sind 
natürliche Personen, die im Inland weder ihren 
Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben nur mit ihren inländischen Einkünften (§ 
49 EStG) beschränkt einkommensteuerpflich-
tig.

Nach § 38 Abs. 1 EStG wird bei Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit die Einkommen-
steuer durch Abzug vom Arbeitslohn erhoben 
(Lohnsteuer). 
Als Lohnsteuerpflichtige gelten alle Arbeit-
nehmer nach § 1 Abs. 1 EStG, die im Inland 
ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt haben. Arbeitnehmer sind gemäß § 1 
Abs. 1 Satz 1 LStDV Personen, die im öffentli-
chen oder privaten Dienst beschäftigt sind oder 
waren und die aus diesem Dienstverhältnis 
oder einem früherem Dienstverhältnis Arbeits-
lohn beziehen. Arbeitnehmer im Sinne von § 1 
Abs. 1 Satz 2 LStDV sind auch die Rechts-

nachfolger dieser Personen, soweit sie Arbeits-
lohn aus dem früheren Dienstverhältnis ihres 
Rechtsvorgängers beziehen (u.a. Witwen- und 
Waisengeldempfänger).  
Unter Arbeitslohn im steuerrechtlichen Sinne 
(§ 2 LStDV) sind alle Einnahmen eines Arbeit-
nehmers oder seines Rechtsnachfolgers zu 
verstehen, die aus dem Dienstverhältnis zuflie-
ßen. In der Statistik werden die Summen der 
Arbeitslöhne als Bruttolöhne sowie nach Abzug 
der Werbungskosten als Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit nachgewiesen. Darin nicht 
enthalten sind u.a. steuerfreie Bezüge wie 
Kurzarbeiter-, Schlechtwetter-, Arbeitslosen-
geld, Arbeitslosenhilfe, Abfindungen, Vorruhe-
stands-, Mutterschafts-, Kranken-, Kinder-, 
Wohngeld, Zuschläge für Sonntags-, Feier-
tags- und Nachtarbeit. 

Steuerbelastete, Nichtsteuerbelastete, 
Verlustfälle

Steuerbelastete sind Einkommensteuerpflich-
tige, wenn ihre Veranlagung zu einer Steuer-
schuld von mindestens 1 EUR führt, alle übri-
gen sind Nichtsteuerbelastete. Ohne Steuer-
belastung kann ein Veranlagter bei positivem 
Einkommen dann bleiben, wenn er durch Gel-
tendmachung von Freibeträgen beim zu ver-
steuernden Einkommen unter den Besteue-
rungsgrenzen liegt. 
Um Verlustfälle handelt es sich, wenn die 
Veranlagung ein negatives Einkommen bzw. 
ein solches von 0 EUR ergab. Dabei kann 
entweder bereits ein negativer Gesamtbetrag 
der Einkünfte vorliegen, weil die Verluste aus 
einer oder mehreren Einkunftsarten nicht durch 
positive Einkünfte anderer Einkunftsarten aus-
geglichen wurden oder aber bei positivem 
Gesamtbetrag der Einkünfte der Abzug von 
Sonderausgaben oder von Verlusten vorange-
gangener Jahre insgesamt zu einem Verlust 
führt.

Einkunftsarten

Das Einkommensteuerrecht (§ 2 Abs. 1 EStG) 
unterscheidet nachstehende sieben Einkunfts-
arten, die der Einkommensteuer unterliegen: 

1. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
3. Einkünfte aus selbständiger Arbeit 
4. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
5. Einkünfte aus Kapitalvermögen 
6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
7. sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 EStG. 

Einkünfte sind bei den ersten drei Einkunftsar-
ten die Gewinne, bei den übrigen der Über-
schuss der Einnahmen über die Werbungskos-
ten (§ 2 Abs. 2 EStG). Der Gewinn kann i.d.R. 
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aus dem Vergleich der Betriebsvermögen 
zweier aufeinanderfolgender Wirtschaftsjahre 
(§ 4 Abs. 1 und § 5 EStG) ermittelt werden 
oder als Überschuss der Betriebseinnahmen 
über die Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 3 EStG). 
Bei kleineren Land- und Forstwirtschaften, 
welche nicht zur Buchführung verpflichtet sind, 
erfolgt die Ermittlung der Gewinne nach 
Durchschnittssätzen. Nach § 162 AO kann der 
Gewinn bei mangelhaften Besteuerungsunter-
lagen auch geschätzt werden. 

Werbungskosten

Werbungskosten sind gemäß § 9 EStG Auf-
wendungen zur Erwerbung, Sicherung und 
Erhaltung der Einnahmen. Sie sind bei der 
Einkunftsart abzuziehen, bei der sie erwach-
sen sind. Sofern nicht höhere Werbungskosten 
nachgewiesen werden, kommen gemäß § 9a 
EStG folgende Pauschbeträge zum Abzug: 
     
- bei den Einnahmen aus nichtselbständiger 

Arbeit der Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 
920 EUR 

- soweit es sich  um Versorgungsbezüge 
i.S.d. § 19 Abs. 2 EStG handelt ein 
Pauschbetrag i.H.v. 102 EUR 

- bei wiederkehrenden Bezügen im Sinne 
des § 22 EStG ein Pauschbetrag von ins-
gesamt 102 EUR.  

Dabei darf der Abzug von Pauschbeträgen nur 
bis zur Höhe der Einnahmen, beim Arbeitneh-
mer-Pauschbetrag nur bis zur Höhe der um 
den Versorgungs-Freibetrag geminderten Ein-
nahmen (§ 19 Abs. 2 EStG), erfolgen. 

Sonderausgaben

Sonderausgaben i.S.d. § 10 Abs. 1 EStG sind 
Aufwendungen, die weder Betriebsausgaben 
noch Werbungskosten sind und auch nicht wie 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten be-
handelt werden. Es handelt sich um privat 
veranlasste Aufwendungen der Lebensfüh-
rung, die nur abgezogen werden dürfen, wenn 
es im EStG ausdrücklich vorgesehen ist. Nach 
dem Ausmaß der Abzugsfähigkeit sind nach 
§§ 10, 10b EStG zwei Arten von Sonderaus-
gaben zu unterscheiden. Zu den unbeschränkt,
d.h. in voller Höhe, abzugsfähigen Sonderaus-
gaben (§10 Abs. 1 Nr. 1a, 4 EStG) zählen 
Renten, dauernde Lasten und gezahlte Kir-
chensteuer. Dagegen sind Unterhaltsleistun-
gen, Versicherungsbeiträge, Bausparbeiträge, 
Aufwendungen für die eigene Berufsausbil-
dung, Aufwendungen für hauswirtschaftliche 
Beschäftigungsverhältnisse, Schulgeld (§ 10 
Abs. 1 Nr. 1, 2, 7, 8, 9 EStG) sowie Spenden 
und Beiträge für politische Parteien (§ 10b 
EStG) nur bis zu einem gesetzlich bestimmten 
Höchstbetrag, d.h. beschränkt abzugsfähig. 

Wenn nicht höhere Sonderausgaben nachge-
wiesen werden, gewährt § 10c EStG für die 
vorgenannten Sonderausgaben Pauschbeträ-
ge. Dabei unterscheidet das Gesetz zwischen 
einem Sonderausgaben-Pauschbetrag (§ 10c 
Abs. 1 EStG) und einer Vorsorgepauschale für 
Vorsorgeaufwendungen (§ 10c Abs. 2 bis 5 
EStG)

Außergewöhnliche Belastungen  

Außergewöhnliche Belastungen sind Aufwen-
dungen, die einem Steuerpflichtigen zwangs-
läufig und in einem höheren Umfang als der 
überwiegenden Mehrzahl der Steuerpflichtigen 
gleicher Einkommen- und Vermögensverhält-
nisse und gleichen Familienstandes erwach-
sen. 
In diesen Fällen wird auf Antrag des Steuer-
pflichtigen der Teil der Aufwendungen, der die 
zumutbare Eigenbelastung übersteigt, vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen (§ 33 
EStG).
Typische Aufwendungen im Sinne der §§ 33a, 
33b EStG sind u.a.: 

-   Unterhaltszahlungen an bedürftige Ange- 
    hörige 
-   Aufwendungen für die Berufsausbildung 
    eines Kindes 
-   Aufwendungen für die Beschäftigung einer 
    Hilfe im Haushalt 
-   Aufwendungen von Behinderten, Hinter- 
    bliebenen und Pflegepersonen 

Gesamtbetrag der Einkünfte

Die Summe der Einkünfte, vermindert um den 
Altersentlastungsbetrag, den Entlastungsbe-
trag für Alleinerziehende und den Abzug für 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft nach § 
13 Abs. 3 EStG, ist gem. § 2 Abs. 3 EStG der 
Gesamtbetrag der Einkünfte. 

Einkommen

Der Gesamtbetrag der Einkünfte, vermindert 
um die Sonderausgaben und die außerge-
wöhnlichen Belastungen, ist gem. § 2 Abs. 4 
EStG das Einkommen. 

Zu versteuerndes Einkommen 

Das Einkommen, vermindert um die Kinder-
freibeträge (§ 32 Abs. 6 EStG) und um die 
sonstigen vom Einkommen abzuziehenden 
Beträge, ist das zu versteuernde Einkommen. 
Dieses bildet die Bemessungsgrundlage für die 
tarifliche Einkommensteuer nach der Grund- 
bzw. Splittingtabelle. 
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Tarifliche und festzusetzende Einkom-
mensteuer

Die tarifliche Einkommensteuer ergibt sich aus 
dem Einkommensteuertarif, welcher aus der 
Grund- und Splittingtabelle besteht. Der Ein-
kommensteuertarif wird auf das zu versteuern-
de Einkommen angewendet. Die Splittingtabel-
le, die bei der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten zur Anwendung kommt, führt zu 
einer Abmilderung des progressiven Steuerta-
rifs, indem die Steuer von der Hälfte des ge-
meinsamen zu  versteuernden Einkommens 
ermittelt und dann verdoppelt wird. Eine be-
sondere Anwendung findet i.R.d. Lohn- und 
Einkommensteuerleistungen (z.B. Arbeitslo-
sen-, Kurzarbeiter-, Mutterschafts-, Kranken-
geld oder Arbeitslosenhilfe) statt. Diese wer-
den im Wege des Progressionsvorbehalts bei 
der Ermittlung des Steuersatzes berücksichtigt 
und erhöhen, ohne selbst steuerpflichtig zu 
werden, faktisch den Steuersatz für die übrigen 
steuerpflichtigen Einkünfte. 
Die festgesetzte Einkommensteuer ist der 
Steuerbetrag, der im Steuerbescheid letztend-
lich festgesetzt wird. Somit die Steuer, die an 
das Finanzamt abzuführen ist. 
Die tarifliche Einkommensteuer, 
- vermindert um die anzurechnenden aus-

ländischen Steuern und die Steuerermäßi-
gungen, 

- vermehrt um die Steuer nach § 32d Abs. 3 
und 4 EStG, § 34c Abs. 5 und den Zu-
schlag nach § 3 Abs. 4 S. 2 des Forstschä-
den-Ausgleichsgesetzes  

ist die festzusetzende Einkommensteuer. 

Verbleibende Einkommensteuer 

Auf die festzusetzende Einkommensteuer wer-
den angerechnet: 
-   einbehaltene Lohnsteuer 
-   Kapitalertragsteuer 
-   Körperschaftsteuer 
-   geleistete Vorauszahlungen 
Eine verbleibende Einkommensteuer mit posi-
tivem Betrag entspricht einer Steuerschuld und 
ist vom Steuerpflichtigen gemäß Steuerbe-
scheid zu entrichten, eine solche mit negati-
vem Betrag ist vom Finanzamt zu erstatten. 

Steuerbelastungsquote, Steuersatz 

Die durchschnittliche Steuerbelastung ergibt 
sich als Quotient aus der festgesetzten Ein-
kommensteuer und dem Gesamtbetrag der 
Einkünfte. Der durchschnittliche Steuersatz ist 
das prozentuale Verhältnis der festgesetzten 
Einkommensteuer zum zu versteuernden Ein-
kommen. 
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Schematische Darstellung des Umfangs der Besteuerung 

Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft (§ 13 EStG)
+ Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 15 EStG)
+ Einkünfte aus selbständiger Arbeit (§ 18 EStG)
+ Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 EStG)
+ Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20 EStG)
+ Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung (§ 21 EStG)
+ Sonstige Einkünfte (§ 22 EStG)
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
= Summe der Einkünfte
- Altersentlastungsbetrag (§ 24a EStG)
- Freibetrag für Land- und Forstwirte (§ 13 Abs. 3 EStG)
- Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24b EStG)
+ Hinzurechnungsbetrag (§ 52 Abs. 3 Satz 3 EStG, § 8 Abs. 5 Satz 2 AIG)
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
= Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 Satz 1 EStG)
- Verlustabzug (§ 10d)
- Sonderausgaben (§§ 10, 10a, 10b, 10c EStG)
- außergewöhnliche Belastungen (§§ 33 bis 33b EStG)
- Steuerbegünstigung der zu Wohnzwecken genutzten Wohnungen, Gebäude und Baudenkmale

sowie der schutzwürdigen Kulturgüter (§§ 10e bis 10i EStG, § 52 Abs. 26 Satz 6 EStG i. d. F. vom 
16.4.1997, BGBl. I S. 821 und § 7 FördG) 

+ zuzurechnendes Einkommen (§ 15 Abs. 1 AStG)
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
= Einkommen (§ 2 Abs. 4 EStG)
- Freibeträge für Kinder (§§ 31, 32 Abs. 6 EStG)
- Härtefallausgleich (§ 46 Abs. 3 EStG, § 70 EStDV)
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
= zu versteuerndes Einkommen (§ 2 Abs. 5 EStG)

Die festzusetzende Einkommenssteuer ist wie folgt zu ermitteln:
Steuerbetrag
a) nach § 32a Abs. 1, 5, § 50 Abs. 3 EStG oder
b) nach dem bei Anwendung des Progressionsvorbehalts (§ 32b EStG) oder der 
Steuerabsatzbegrenzung sich ergebenden Steuersatz

+ Steuer auf Grund der Berechnung nach den §§ 34, 34b EStG
+ Steuer auf Grund der Berechnung nach § 32d Abs. 3 EStG
+ Steuer auf Grund der Berechnung nach § 34a Abs. 1, 4 bis 6 EStG
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
= tarifliche Einkommensteuer (§ 32a Abs. 1, 5 EStG)
- Minderungsbetrag nach Punkt 11 Ziffer 2 des Schlussprotokolls zu Artikel 23 DBA Belgien in der 

durch Art. 2 des Zusatzabkommens vom 5.11.2002 geänderten Fassung (BGBl. 2003 II S. 1615)
- ausländische Steuern nach § 34c Abs. 1 und 6 EStG, § 12 AStG
- Steuerermäßigung nach § 35 EStG
- Steuerermäßigung für Stpfl. mit Kindern bei Inanspruchnahme erhöhter Absetzungen für Wohnge-

bäude oder der Steuerbegünstigungen für eigengenutztes Wohneigentum (§ 34f Abs. 1 u. 2 EStG)
- Steuerermäßigung bei Zuwendungen an politische Parteien und unabhängige Wählervereinigun-

gen (§ 34g EStG)
- Steuerermäßigung nach § 34f Abs. 3 EStG 
- Steuerermäßigung nach § 35a EStG
- Steuerermäßigung bei Belastung mit Erbschaftsteuer (§ 35b EStG)
+ Steuer auf Grund  Berechnung nach § 32d Abs. 3 und 4 EStG
+ Steuern nach § 34c Abs. 5 EStG
+ Nachsteuer nach § 10 Abs. 5 EStG i. V. m. § 30 EStDV
+ Zuschlag nach § 3 Abs. 4 Satz 2 Forstschäden-Ausgleichsgesetz
+ Anspruch auf Zulage für Altersvorsorge nach § 10a Abs. 2 EStG
+ Anspruch auf Kindergeld oder vergleichbare Leistungen, soweit in den Fällen des § 31 EStG das 

Einkommen um Freibeträge für Kinder gemindert wurde
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
= festzusetzende Einkommensteuer (§ 2 Abs. 6 EStG)
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2. Ergebnisse

Die Lohn- und Einkommensteuerstatistik für 
das Jahr 2010 weist 997 012 steuerpflichtige 
natürliche Personen aus, die der unbeschränk-
ten Steuerpflicht unterlagen. Gemessen am 
Gesamtbetrag der Einkünfte waren darunter
991 358 Steuerpflichtige mit positiven Einkünf-
ten von zusammen 24,7 Milliarden EUR. Da-
gegen wurde bei 5 654 Steuerpflichtigen ein 
negativer Gesamtbetrag der Einkünfte von 
zusammen - 81,7 Millionen EUR ermittelt (so-
genannte Verlustfälle).
Das zu versteuernde Einkommen betrug nach 
Abzug von Sonderausgaben, außergewöhnli-
chen Belastungen und Freibeträgen rund 
20,6 Milliarden EUR. Auf dieses Einkommen 
mussten rund 3,3 Milliarden EUR Einkom-
mensteuer entrichtet werden.
Im Vergleich zur vorangegangenen Statistik 
des Jahres 2007 sind die Einkünfte der Sach-
sen-Anhalter innerhalb von 3 Jahren um rund
6,1 % gestiegen. Gleichzeitig stieg die festge-
setzte Einkommensteuer um 3,2 %. Demge-
genüber ist bei der Zahl der Steuerpflichtigen 
ein Minus von gut 10 000 Steuerfällen bzw. 
1 % zu verzeichnen.

Bezogen auf die unbeschränkt Steuerpflichti-
gen mit positivem Gesamtbetrag der Einkünfte 
konnte jeder Steuerpflichtige Einkünfte in Höhe 
von durchschnittlich 24 895 EUR erzielen. Das 
sind durchschnittlich rund 1 700 EUR je Steu-
erpflichtigem mehr als noch im Jahr 2007. 
Gemessen am bundesweiten Durchschnitt er-
zielten die Sachsen-Anhalter nur etwa 82,1 %
und damit den geringsten Wert aller Bundes-
länder.
Die durchschnittliche Steuerbelastung betrug 
4 688 EUR bei einem gemessenen Steuersatz 
von im Schnitt 15,9 %. Damit fiel die durch-
schnittliche Steuerbelastung deutlich geringer 
aus als der bundesweite Durchschnitt. Der 
gemessene Steuersatz lag um 2,9 Prozent-
punkte unter dem für Deutschland ermittelten 
Wert.

Bei etwa 38 % der Steuerpflichtigen handelt es
sich um sogenannte Splittingfälle. Das sind 
gemeinsam veranlagte Ehegatten welche als 
ein Steuerpflichtiger gezählt werden. Deren 
durchschnittliches Einkommen betrug im Jahr 
2010 38 252 EUR. Auf deren Einkommen ent-
fiel durchschnittlich eine festgesetzte Einkom-
mensteuer i.H.v. 7 059 EUR. Das durchschnitt-
liche Einkommen der nach Grundtabelle be-
steuerten Steuerpflichtigen betrug im Vergleich 
16 611 EUR bei einer durchschnittlichen Steu-
erlast von 3 107 EUR.

Im Jahr 2010 wurden insgesamt 630 026 ver-
anlagte Steuerpflichtige mit einem Gesamtbe-

trag der Einkünfte von 20,6 Milliarden EUR 
ermittelt. Ihre Anzahl ist damit im Vergleich 
zum Vorberichtszeitraum 2007 um 2,5 % ge-
sunken, bei einem gleichzeitigen Anstieg der 
Einkünfte um 5,2 %.

Mehr als die Hälfte der Steuerpflichtigen,
(54,8 %) mit einem positiven Gesamtbetrag
der Einkünfte wird in den Größenklassen bis 
unter 20 000 EUR nachgewiesen. Am festge-
setzten Einkommensteuervolumen waren die-
se Steuerpflichtigen jedoch nur zu 5,6 % betei-
ligt, das sind 183 Millionen EUR. 
Ein weiteres Drittel der Steuerpflichtigen erziel-
te Einkünfte zwischen 20 000 und 50 000 
EUR. Deren Anteil an der festgesetzten Ein-
kommensteuer insgesamt beläuft sich mit 
1,2 Milliarden EUR auf gut ein Drittel (35,5 %).
Nur knapp 2 % der Steuerpflichtigen im Land
konnte einen Gesamtbetrag der Einkünfte von 
100 000 EUR und mehr erzielen. Jedoch tru-
gen diese gut ein Viertel (27 %) der Steuerlast.
Deren durchschnittlicher Steuersatz lag bei 
31,5 %.

Die Bezieher der Höchsteinkommen (500 000 
EUR und mehr) hatten mit einer Steuerlast von 
99,2 Millionen EUR gerade einmal einen Anteil 
von 3 % an der insgesamt in Sachsen-Anhalt 
festgesetzten Einkommensteuer. Der durch-
schnittliche Steuersatz dieser Steuerpflichtigen 
betrug 36,9 %.
Die Quelle dieser Höchsteinkommen lag am 
häufigsten in Einkünften aus Gewerbebetrieb 
und aus selbständiger Arbeit.
Unter den Spitzenverdienern waren im Jahr 
2010 64 Einkommensmillionäre mit Durch-
schnittseinkünften von 1,6 Millionen EUR. Im 
Vergleich zum Jahr 2007 sank die Zahl der 
Einkommensmillionäre von 84 auf 64 bei 
gleichzeitigem Rückgang der durchschnittli-
chen Einkünfte um 0,2 Millionen EUR je Steu-
erpflichtigem. Demgegenüber stieg die Zahl 
der Steuerpflichtigen mit einem Gesamtbetrag 
der Einkünfte zwischen 500 000 EUR und 
1 Million EUR von 216 auf 284 bei gleichzeiti-
gem Anstieg der Einkünfte um 31,5 %.

Die unbeschränkt Steuerpflichtigen mit positi-
vem Gesamtbetrag der Einkünfte erzielten zu 
85,8 % ihre Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit. Sie trugen mit 80,2 % zum Steuerauf-
kommen bei.
Die Einkünfte aus Gewerbebetrieb i.H.v. 
1,8 Milliarden EUR machen nur 7,2 % des 
Gesamtvolumens der Einkünfte aus. Weitere 
5 % werden durch Einkünfte aus selbständiger 
Arbeit erzielt. Von den Steuerpflichtigen mit 
Einkünften überwiegend aus selbständiger
Arbeit wurde etwa jeder zehnte Euro der fest-
gesetzten Einkommensteuer gezahlt.
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Bei den Einkommensmillionären dominierten 
die Einkünfte aus Gewerbebetrieb (58,6 %) 
gefolgt von den Einkünften aus selbständiger 
Arbeit, welche gut einem Viertel ihrer Einkünfte 
ausmachten. Neun von zehn Einkommensmil-
lionären tätigten zudem Einkünfte aus Vermie-
tung und Verpachtung.

Eine Auswertung der Ergebnisse nach Ge-
schlecht zeigt, dass 53,5 % aller Lohn- und 
Einkommensteuerfälle männlich sind. Zusam-
men erzielen die männlichen Steuerpflichtigen
14,4 Milliarden EUR bzw. 58,3 % der Einkünfte 
aller nachgewiesenen Fälle. Im Schnitt konnte 
somit jeder Mann Einkünfte von 22 229 EUR 
erzielen. Das sind fast 4 000 EUR mehr als 
jede Frau durchschnittlich erreichen konnte.
Deren durchschnittliche Einkünfte je Steuerfall 
erreichen lediglich 18 243 EUR.

Staffelt man die Ergebnisse nach Altersgrup-
pen, so zeigt sich, dass die Steuerfälle der 
Altersgruppe von 40 bis unter 50 Jahren die 
höchsten durchschnittlichen Einkünfte je Steu-
erfall erzielen konnten. Im Schnitt erzielte hier 
jeder 25 742 EUR. Betrachtet man nur die 
männlichen Steuerfälle, ist in dieser Alters-
gruppe auch der höchste Durchschnittswert mit 
28 157 EUR je Fall zu lokalisieren. Die weibli-
chen Steuerfälle der gleichen Altersgruppe 
erzielten im Schnitt gut 5 000 EUR weniger.
Die Hälfte aller Lohn- und Einkommensteuer-
fälle hatte ein Alter von 40 bis unter 60 Jahren. 
Bei ihnen werden gut zwei Drittel der anzu-
rechnenden Lohnsteuer insgesamt fällig.

Eine besondere Betrachtung der Steuerpflich-
tigen mit überwiegenden Einkünften aus freibe-
ruflicher Tätigkeit zeigt, 21 018 Steuerfälle 
erzielen zusammen Einkünfte aus freiberufli-
cher Tätigkeit i.H.v. 1,1 Milliarden EUR. Somit 
ergeben sich im Durchschnitt für jeden Steuer-
fall rund 53 500 EUR. Das ist mehr als das 
Doppelte der durchschnittlichen Gesamtein-
künfte im Land bei Einnahmen aus den übri-
gen Einkunftsarten.
Weit über dem Durchschnitt liegen die Einkünf-
te der Ärzte, Zahnärzte, Notare und Wirt-
schaftsprüfer mit jeweils über 100 000 EUR je 
Steuerfall.

Die Auswertung auf regionaler Ebene zeigt, 
dass ein Viertel der unbeschränkt Lohn- und 
Einkommensteuerpflichtigen in den Kreisfreien 
Städten des Landes wohnhaft sind. Insgesamt 
konnte jeder dort wohnhafte Steuerpflichtige 
durchschnittlich 25 258 EUR an Einkünften 
erzielen. Lediglich die Steuerpflichtigen der 
Stadt Halle (Saale) blieben für sich betrachtet 
knapp 150 EUR unter dem Landesdurchschnitt
von 24 895 EUR je Steuerpflichtigem.
Von den Landkreisen konnten lediglich 3 den 
Landesdurchschnitt erreichen bzw. übertreffen.
Das durchschnittliche Einkommen war in 
Mansfeld-Südharz mit 22 855 EUR je Steuer-
pflichtigem am niedrigsten. Das größte Durch-
schnittseinkommen wurde im Landkreis Börde 
mit 27 700 EUR je Steuerpflichtigem erreicht. 
Es folgen das Jerichower Land mit 26 790 und 
der Saalekreis mit 26 704 EUR je Steuerpflich-
tigem. 

Bezogen auf die Spitzenverdiener mit mindes-
tens 500 000 EUR wurden die meisten in der 
Landeshauptstadt Magdeburg gezählt (46), es 
folgen die Stadt Halle (Saale) mit 43 und der 
Bördekreis mit 33. Schlusslicht bildete die 
Stadt Dessau-Roßlau mit nur 12 Spitzenver-
dienern.
Die meisten Steuerpflichtigen mit einem Millio-
neneinkommen wurden im Bördekreis gelistet 
(11). Auf den Plätzen folgen die Kreisfreien 
Städte Halle (Saale) mit neun und Magdeburg 
mit sieben. In den übrigen Kreisen wurden bis 
maximal sechs Einkommensmillionäre gezählt.
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Veröffentlichungen 1) im Statistischen Landesamt Sachsen-Anhalt

Im Monat März 2015  erschienen: 

Bestell- 
Nr.

Kennziffer/ 
Periodizität Titel Preis 

(in EUR) 

1 Z 0 03 Z Statistisches Monatsheft 3/15 5,50 

2 V 0 08 2) V Verzeichnis Berufsbildende Schulen  und Schulen für Berufe im  
  Gesundheitswesen - Stand: November 2014 - 7,00 

3 A 1 02 A I, A II, A III -  Bevölkerung der Gemeinden; Natürliche Bevölkerungsbewegungen, 
 hj-1/14  Wanderungen Stand: 30.06.2014 (auf Basis des Zensus vom 9. Mai 2011 - 
  Stand: 10.04.2014) 4,50 

3 A 4 01 A IV-j/13 Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen   
  Jahr 2012; Jahr 2013 - Grunddaten und Kosten - 4,00 

3 C 3 10 C III - j/14 Viehbestände - Schweine - Stand: 3. November 2014 
  Endgültige Ergebnisse 2,50 

3 C 3 12 C III - j/14 Viehbestände - Schafe - Stand: 3. November 2014 
  Endgültige Ergebnisse 1,50 

3 E 2 01 E II, E III - Umsatz, Tätige Personen, Auftragseingang und Auftragsbestand im Baugewerbe 
 m-12/14 Dezember 2014 2,50

3 E 2 03 E II - j/14 Ergebnisse der Ergänzungserhebung im Bauhauptgewerbe - Juni 2014 - 4,50 

3 E 5 02 E V - j/12 Handwerkszählung - Jahr 2012 - 5,00 

3 G 1 01 G I - m-9/14 Entwicklung von Umsatz und Beschäftigten im Einzelhandel - September 2014 - 2,00 

3 G 1 01 G I - m-10/14 Entwicklung von Umsatz und Beschäftigten im Einzelhandel - Oktober 2014 - 2,00 

3 G 1 01 G I - m-11/14 Entwicklung von Umsatz und Beschäftigten im Einzelhandel - November 2014 - 2,00 

3 G 1 01 G I - m-12/14 Entwicklung von Umsatz und Beschäftigten im Einzelhandel - Dezember 2014 - 2,00 

3 G 1 03 G I - m-8/14 Entwicklung von Umsatz und Beschäftigten im Kraftfahrzeughandel - August 2014 - 1,50 

3 G 4 01 G IV - m-11/14 Gäste und Übernachtungen im Reiseverkehr, Beherbergungskapazität  
  November 2014, Januar - November 2014 - Vorläufige Ergebnisse - 6,00 

3 G 4 01 G IV - m-12/14 Gäste und Übernachtungen im Reiseverkehr, Beherbergungskapazität  
  Dezember 2014, Januar - Dezember 2014 - Endgültige Ergebnisse - 6,00 

3 H 1 01 H I - m-10/14 Straßenverkehrsunfälle - Oktober 2014 - Vorläufige Ergebnisse 6,00 

3 H 1 01 H I - m-11/14 Straßenverkehrsunfälle - November 2014 - Vorläufige Ergebnisse 6,00 

3 H 1 05 H I - vj-4/14 Fahrgäste und Beförderungsleistungen im Schienennahverkehr und im  
  gewerblichen Omnibusverkehr - IV. Quartal 2014 - 1,50 

3 H 2 01 H II - m-10/14 Binnenschifffahrt - Oktober 2014  - 4,00 

3 H 2 01 H II - m-11/14 Binnenschifffahrt - November 2014  - 4,00 

3 K 5 01 K V - j/13 Jugendhilfe - Erzieherische Hilfen; Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
  junge Menschen; Hilfe für junge Volljährige; Aus- und Einzahlungen - Jahr 2013 - 8,00 
____________________________________________________________________________________________________________ 

1) Veröffentlichung als PDF-Datei kostenfrei erhältlich - bei Bestellung bitte die erste Stelle der Bestellnummer durch eine „6“ ersetzen  
2) zum gleichen Preis als PDF-Datei erhältlich - bei Bestellung bitte die erste Stelle der Bestellnummer durch eine „6“ ersetzen
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